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200. Verordnung: Festlegung von Bewilligungen gemäß § 7 Abs. l des Aufenthaltsgesetzes für die
Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft

201. Verordnung: Tiefgefrorene Lebensmittel
[EWR/Anh. II: 389 L 0108]

202. Verordnung: Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfter Toxikologe" und „Akademisch geprüfte
Toxikologin"

203. Verordnung: Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfter Lehrer für Gesundheits- und Kranken-
pflege" und „Akademisch geprüfte Lehrerin für Gesundheits- und Krankenpflege"

200. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Festlegung von
Bewilligungen gemäß § 7 Abs. l des Aufent-
haltsgesetzes für die Beschäftigung in der

Land- und Forstwirtschaft

Auf Grund des § 7 Abs. l des Aufenthalts-
gesetzes, BGBl. Nr. 466/1992, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 502/1993, wird
verordnet:

§ 1. (1) Im Wirtschaftszweig Land- und Forst-
wirtschaft dürfen während des gesamten zeitlichen
Geltungsbereiches dieser Verordnung bis zu 3 020
Beschäftigungsbewilligungen nach dem Ausländer-
beschäftigungsgesetz mit der Wirkung erteilt
werden, daß diese gleichzeitig für die beschäftig-
ten Ausländer für die -Dauer ihrer Beschäftigung als
Bewilligungen nach dem Aufenthaltsgesetz gelten.

(2) Die genannte Anzahl dieser Beschäftigungs-
bewilligungen wird auf die nachstehenden Bundes-
länder wie folgt aufgeteilt:

Burgenland............................................ 100
Kärnten................................................ 150
Niederösterreich.................................... 2 000
Oberösterreich....................................... 250
Salzburg............................................... 20
Steiermark............................................ 340
Tirol..................................................... 60
Wien.................................................... 100

§ 2. Beschäftigungsbewilligungen gemäß § l
dürfen längstens für die Dauer von sechs Monaten
erteilt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
15. November 1994 außer Kraft.

Hesoun
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201. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz

über tiefgefrorene Lebensmittel

Auf Grund der §§ 10 Abs. l und 19 Abs. l des
Lebensmittelgesetzes 1975, BGBl. Nr. 86, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 756/
1992, wird — hinsichtlich § 6 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten — verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Tiefgefrorene Lebensmittel gemäß dieser
Verordnung sind Lebensmittel, die

1. einem Gefrierprozeß („Tiefgefrieren") unter-
zogen worden sind, bei dem der Temperatur-
bereich der maximalen Kristallisation entspre-
chend der Art des Erzeugnisses so schnell wie
möglich durchschritten wird, mit der Wir-
kung, daß die Temperatur des Erzeugnisses
an allen seinen Punkten — nach thermischer
Stabilisierung — ständig bei Werten von
minus 18° Celsius oder niedriger (: -18° C)
gehalten wird, und

2. mit dem Hinweis abgegeben werden, daß sie
diese Eigenschaft besitzen.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Speiseeis.

(3) Für Verzehrprodukte gelten die Bestimmun-
gen dieser Verordnung sinngemäß.

Ausgangsstoffe — Zubereitung

§ 2. (1) Die zur Herstellung tiefgefrorener
Lebensmittel verwendeten Ausgangsstoffe müssen
von einwandfreier und handelsüblicher Qualität
sein und den nötigen Frischegrad besitzen.
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(2) Die Zubereitung der tiefzugefrierenden
Erzeugnisse und das Tiefgefrieren müssen unver-
züglich mit Hilfe geeigneter Geräte ausgeführt
werden, damit die chemischen, biochemischen und
mikrobiologischen Veränderungen auf das Min-
destmaß reduziert werden.

Gefriermittel

§ 3. Es dürfen ausschließlich folgende Gefrier-
mittel in unmittelbarem Kontakt mit den tief-
gefrorenen Lebensmitteln verwendet werden:

— Luft,
— Stickstoff,
— Kohlendioxid.

Temperatur

§ 4. (1) Die Temperatur tiefgefrorener Lebens-
mittel muß gleichbleibend sein und an allen
Punkten des Erzeugnisses auf —18° C oder
niedriger gehalten werden.

(2) Beim Versand sowie beim örtlichen Vertrieb
und in den Tiefkühltruhen des Einzelhandels ist im
Rahmen redlicher Aufbewahrungs- und Vertriebs-
verfahren ein kurzzeitiger Anstieg der Temperatur
um 3° C (bis höchstens —15° C) zulässig.

Verpackungen

§ 5. Die zur Abgabe an den Letztverbraucher
oder an Einrichtungen der Gemeinschaftsversor-
gung bestimmten tiefgefrorenen Lebensmittel sind
vom Hersteller oder Verpacker so zu verpacken,
daß sie vor einem Bakterienbefall von außen oder
anderen nachteiligen äußeren Einflüssen sowie vor
dem Austrocknen geschützt sind.

Kennzeichnung

§ 6. (1) Tiefgefrorene Lebensmittel, die — ohne
weitere Verarbeitung — für den Letztverbraucher
oder für Einrichtungen der Gemeinschaftsversor-
gung bestimmt sind, sind entsprechend der
Lebensmittelkennzeichnungsverordnung, BGBl.
Nr. 72/1993, zu kennzeichnen; zusätzlich müssen
diese tiefgefrorenen Lebensmittel folgende beson-
dere Kennzeichnungselemente (Angaben) aufwei-
sen.

a) die handelsübliche Sachbezeichnung ergänzt
durch einen der folgenden Ausdrücke:
„tiefgefroren", „Tiefkühlkost", „tiefgekühlt"
oder „gefrostet";

b) zusätzlich zur Angabe des Mindesthaltbar-
keitsdatums den Zeitraum, während dessen
die tiefgefrorenen Lebensmittel beim Letzt-
verbraucher gelagert werden können in
Zusammenhang mit der jeweiligen Aufbe-
wahrungstemperatur oder der zur Aufbewah-
rung erforderlichen Anlage;

c) den deutlich lesbaren und dauerhaft ange-
brachten Vermerk der Art „Nach dem
Auftauen nicht wieder einfrieren"

(2) Tiefgefrorene Lebensmittel, die weder für
den Letztverbraucher noch für Einrichtungen der
Gemeinschaftsversorgung bestimmt sind, müssen
lediglich folgende Angaben auf der Umhüllung,
den Behältnissen oder der Verpackung oder auf
einem damit verbundenen Etikett aufweisen.

a) die handelsübliche Sachbezeichnung ergänzt
durch einen der folgenden Ausdrücke:
„tiefgefroren", „Tiefkühlkost", „tiefgekühlt"
oder „gefrostet";

b) die Nettofüllmenge in Kilogramm oder
Gramm;

c) eine Angabe, die die Feststellung des Loses
(der Charge) ermöglicht;

d) Name oder Firma (Firmenschlagwort) und
Anschrift des Herstellers, des Verpackers
oder eines in einem EWR-Mitgliedstaat
niedergelassenen Verkäufers.

(3) Nur tiefgefrorene Lebensmittel gemäß dieser
Verordnung dürfen die in Abs. l lit. a, b und
Abs. 2 lit. a vorgesehenen Angaben aufweisen.

Übergangsbestimmung

§ 7 Tiefgefrorene Lebensmittel, die dieser
Verordnung nicht entsprechen, dürfen noch bis
zum 31. Dezember 1994 in Verkehr belassen
werden.

Ausserwinkler

202. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Berufs-
bezeichung „Akademisch geprüfter Toxikolo-
ge" und „Akademisch geprüfte Toxikologin"

Auf Grund des § 18 Abs. l AHStG, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 523/1993, wird verordnet:

§ 1. Der Dekan oder die Dekanin der
Medizinischen Fakultät der Universität Wien hat
an Absolventen des an dieser Fakultät durch-
geführten Hochschullehrganges in Toxikologie
nach erfolgreicher Ablegung der im Unterrichts-
plan vorgeschriebenen Abschlußprüfung die Berufs-
bezeichnung „Akademisch geprüfter Toxikologe"
und an Absolventinnen des an dieser Fakultät
durchgeführten Hochschullehrganges in Toxiko-
logie nach erfolgreicher Ablegung der im Unter-
richtsplan vorgeschriebenen Abschlußprüfung die
Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Toxiko-
login" zu verleihen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1994 in
Kraft.

Busek



254960. Stück — Ausgegeben am 18. März 1994 — Nr. 203

203. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Berufs-
bezeichnung „Akademisch geprüfter Lehrer
für Gesundheits- und Krankenpflege" und
„Akademisch geprüfte Lehrerin für Gesund-

heits- und Krankenpflege"
Auf Grund des § 18 Abs. l des Allgemeinen

Hochschul-Studiengesetzes (AHStG), BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 111/1994, wird verordnet:

§ 1. Der Rektor oder die Rektorin der
Universität Graz hat an Absolventen des von der
Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität
Graz durchgeführten Hochschullehrganges für

Lehrer und Lehrerinnen der Gesundheits- und
Krankenpflege nach erfolgreicher Ablegung der im
Unterrichtsplan vorgeschriebenen Abschlußprüfung
die Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfter
Lehrer für Gesundheits- und Krankenpflege" und
an Absolventinnen dieses Hochschullehrganges
nach erfolgreicher Ablegung der im Unterrichts-
plan vorgeschriebenen Abschlußprüfung die Berufs-
bezeichnung „Akademisch geprüfte Lehrerin für
Gesundheits- und Krankenpflege" zu verleihen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1994 in
Kraft.

Busek


